
 

  

-

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 03.09.2003

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum 05.07.2005

Die Sprungrevision der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf
vom 3. September 2003 wird mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen, dass festgestellt
wird, dass die KlÃ¤gerin berechtigt ist, in Deutschland Sachleistungen der
gesetzlichen Krankenversicherung unmittelbar zu Lasten der Beklagten in Anspruch
zu nehmen. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Revisionsverfahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Berechtigung der KlÃ¤gerin, Leistungen der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) in Deutschland unmittelbar zu Lasten der
Beklagten in Anspruch zu nehmen.

Die KlÃ¤gerin bezieht seit 1994 eine Rente aus der deutschen Rentenversicherung.
Die Beklagte fÃ¼hrt sie deshalb als pflichtversichertes Mitglied in der
Krankenversicherung der Rentner (KVdR). Die KlÃ¤gerin wohnt seit 1994 mit ihrem
Ehemann auf Lanzarote (Spanien). Sie nimmt Ã¤rztliche und physiotherapeutische
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Leistungen wegen Myopathia Congenita sowohl in Spanien als auch bei
Aufenthalten in Deutschland in Anspruch, insbesondere in der hierauf spezialisierten
UniversitÃ¤tsklinik Bonn. Seit September 2001 ist sie beim spanischen
KrankenversicherungstrÃ¤ger ihres Wohnortes eingeschrieben, der sie seitdem
betreut.

Die Beklagte wies nach der Einschreibung in Spanien darauf hin, die KlÃ¤gerin
dÃ¼rfe Leistungen in Deutschland nicht mehr mit Hilfe ihrer
Krankenversicherungskarte in Anspruch nehmen. Die Karte sei zurÃ¼ckzugeben.
Den Antrag der KlÃ¤gerin, weiterhin Krankenversicherungsleistungen in
Deutschland Ã¼ber die Krankenversicherungskarte in Anspruch nehmen zu
dÃ¼rfen, lehnte die Beklagte ab: Der spanische LeistungstrÃ¤ger habe die
Leistungen zu gewÃ¤hren (Bescheid vom 19. Februar 2002; Widerspruchsbescheid
vom 18. April 2002).

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte unter Aufhebung ihrer Bescheide verurteilt,
der KlÃ¤gerin bei Aufenthalten in Deutschland Sachleistungen nach den in
Deutschland geltenden Rechtsvorschriften zu gewÃ¤hren. Es hat ua ausgefÃ¼hrt,
das Feststellungsbegehren sei zulÃ¤ssig und unter BerÃ¼cksichtigung der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) (Urteile vom 24. September 1996
â�� 1 RK 26/95 â�� SozR 3-2500 Â§ 30 Nr 8 und vom 16. Juni 1999 â�� B 1 KR 5/98
R -, BSGE 84, 98 = SozR 3-2400 Â§ 3 Nr 6) begrÃ¼ndet (Urteil vom 3. September
2003).

Mit ihrer vom SG zugelassenen Sprungrevision rÃ¼gt die Beklagte die Verletzung
von Art 28 und Art 31 Verordnung der EuropÃ¤ischen Wirtschaftsgemeinschaft
(EWGV) 1408/71. Art 31 Buchst a EWGV 1408/71 schreibe auch mit Wirkung fÃ¼r
das deutsche Recht fest, dass der TrÃ¤ger des Aufenthaltsstaats zu Lasten des
TrÃ¤gers des Wohnsitzstaats Sachleistungen zu gewÃ¤hren habe. Das entspreche
auch der Rechtsprechung des EuropÃ¤ischen Gerichtshofs (EuGH), (Urteil vom 3.
Juli 2003, Rs C-156/01, EuGHE 2003 I-7045 = SozR 4-6050 Art 22 Nr 1 â�� van der
Duin/van Wegberg-van Brederode). Andernfalls drohe eine Doppelbelastung des
TrÃ¤gers im Staat der Rentenzahlung, der nach Art 95 EWGV 574/72 einen alle
Sachleistungen abgeltenden Pauschbetrag an den TrÃ¤ger des Wohnstaats zahle.
Da sich das krankenversicherungsrechtliche VersicherungsverhÃ¤ltnis nach
europÃ¤ischem Gemeinschaftsrecht richte, mÃ¼sse denknotwendig auch das
Leistungsrecht nach Gemeinschaftsrecht abgewickelt werden.

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,
das Urteil des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 3. September 2003 aufzuheben und
die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin ist nicht durch einen beim BSG vertretungsberechtigten
BevollmÃ¤chtigten vertreten.

II

Der Senat entscheidet im Einvernehmen mit den Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
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Verhandlung (Â§ 124 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Das dazu erklÃ¤rte
EinverstÃ¤ndnis der unvertretenen KlÃ¤gerin ist wirksam (vgl BSG SozR Nr 5 zu Â§
124 SGG).

1. Die zulÃ¤ssige Revision der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet. Zutreffend ist das SG
von einer zulÃ¤ssigen kombinierten Anfechtungs- und Feststellungsklage
ausgegangen. Der abweichend gefasste Tenor war vom Senat richtig zu stellen. Auf
Grund der Hinweise und der Bescheide der Beklagten hat die KlÃ¤gerin ein
RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r eine verbindliche Entscheidung Ã¼ber ihr Recht, bei
Deutschlandaufenthalten von ihrer Krankenversicherungskarte Gebrauch zu
machen, um Leistungen unmittelbar in Anspruch zu nehmen (zur ZulÃ¤ssigkeit vgl
Ã¤hnlich Senat, SozR 4-2500 Â§ 13 Nr 3 RdNr 6; Senat, Urteil vom 8. Februar 2000, 
B 1 KR 13/99 R, HVBG-Info 2000, 2178; im Ergebnis Ã¤hnlich fÃ¼r die Feststellung
der Familienversicherung: BSGE 72, 292, 294 = SozR 3-2500 Â§ 10 Nr 2 S 3 f mwN).

2. Das Feststellungsbegehren ist auch begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin ist berechtigt, in
Deutschland Sachleistungen der GKV unmittelbar zu Lasten der Beklagten in
Anspruch zu nehmen. Denn die KlÃ¤gerin ist bei der Beklagten versichert. Die
Krankenversicherungskarte dient nach Â§ 15 Abs 2 und Â§ 291 Abs 1 Satz 3 SGB V
dazu, diese Berechtigung nachzuweisen (vgl BSG SozR 4-2500 Â§ 112 Nr 2 RdNr 16
ff; BSG SozR 3-2500 Â§ 19 Nr 2 S 6 f; vgl hierzu und zum Anspruch auf eine solche
Karte auch Senat, Urteil vom 5. Juli 2005, B 1 KR 4/04 R, zur VerÃ¶ffentlichung in
SozR vorgesehen).

a) Versicherter iS der leistungsgewÃ¤hrenden Bestimmungen des SGB V ist, wer
zumindest in einem dem MitgliedschaftsverhÃ¤ltnis im deutschen
Krankenversicherungsrecht vergleichbaren VersicherungsverhÃ¤ltnis zum
zustÃ¤ndigen deutschen KrankenversicherungstrÃ¤ger steht und deshalb nach
deutschem Recht LeistungsansprÃ¼che hat. Nach der Rechtsprechung des Senats
verliert ein Pflichtversicherter in der KVdR, der ausschlieÃ�lich Rente aus der
deutschen Rentenversicherung bezieht, seinen Status als Versicherter nicht
dadurch, dass er seinen Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat der EuropÃ¤ischen
Union (EU) verlegt. Werden Krankenversicherungsleistungen wÃ¤hrend eines
vorÃ¼bergehenden Deutschlandaufenthalts erforderlich, richtet sich deren
geschuldeter Umfang nach deutschem Recht (vgl BSG, Urteil vom 16. Juni 1999, B 1
KR 5/98 R, BSGE 84, 98, 99 und LS = SozR 3-2400 Â§ 3 Nr 6). Der Senat hat dies
aus den Regelungen des SGB im Zusammenwirken mit den Vorschriften des
europÃ¤ischen Gemeinschaftsrechts abgeleitet, insbesondere denjenigen der Art
22, 28, 29, 31, 33, 36 EWGV 1408/71 (ABl L 149/2 vom 5. 7. 1971, zuletzt
geÃ¤ndert durch die Verordnung (EG) (EGV) 647/2005 des EuropÃ¤ischen
Parlaments und des Rates vom 13. April 2005, ABl L 117/1) und des Art 95 EWGV
574/72 (ABl L 74/1 vom 27. 3. 1972, zuletzt geÃ¤ndert durch EGV 647/2005, aaO).
An dieser Rechtsprechung hÃ¤lt der Senat trotz der EinwÃ¤nde der Revision fest.

b) Ein VersicherungsverhÃ¤ltnis nach deutschem Recht als Grundlage fÃ¼r die
Leistungspflicht der Krankenkasse wird entweder durch Gesetz als
Pflichtversicherung oder auf Grund eines Antrags als freiwillige Versicherung
begrÃ¼ndet; nach den fÃ¼r die KlÃ¤gerin einschlÃ¤gigen, Â§ 5 Abs 1 Nr 11 SGB V
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und Â§ 3 Nr 2 SGB IV hÃ¤ngt die Versicherungspflicht vom Bezug einer Rente, von
der Belegung einer Vorversicherungszeit und von einem Wohnsitz im Inland ab. Die
ErfÃ¼llung dieser Voraussetzungen schafft eine besondere Beziehung zu einer
bestimmten Krankenkasse, indem der Rentner deren "Mitglied" wird (Â§ 173 SGB V
). Die Mitgliedschaft bildet ihrerseits die Grundlage fÃ¼r gegenseitige Rechte und
Pflichten: tÃ¤gliche Beitragspflicht nach Â§ 223 Abs 1 SGB V und Leistungsanspruch
im Krankheitsfall fÃ¼r das Mitglied und seine FamilienangehÃ¶rigen (Gegenschluss
aus Â§ 19 Abs 1 SGB V; zur Familienversicherung Â§ 10 SGB V; vgl Senat, Urteil vom
16. Juni 1999, B 1 KR 5/98 R, BSGE 84, 98, 99 f = SozR 3-2400 Â§ 3 Nr 6).

Die KlÃ¤gerin hatte, soweit sie erst nach BegrÃ¼ndung ihrer Mitgliedschaft in der
KVdR nach Spanien verzogen ist, durch den Bezug der Rente, die Belegung der
Vorversicherungszeit und ihren Wohnsitz im Inland ab 1994 ein
VersicherungsverhÃ¤ltnis im Rahmen der KVdR begrÃ¼ndet. Die Verlegung ihres
Wohnsitzes nach Spanien hat daran nichts geÃ¤ndert. Nichts anderes gilt, wenn sie
anlÃ¤sslich der RentengewÃ¤hrung nach Spanien verzogen ist. Zwar bewirkt allein
aus der Sicht des deutschen Rechts die Aufgabe des Wohnsitzes im Inland, dass die
Mitgliedschaft in der KVdR endet (vgl Â§ 3 Nr 2 SGB IV; Senat, BSGE 84, 98, 100 =
SozR aaO; zum Vorrang der Regelung vor Â§ 30 SGB I vgl Â§ 37 SGB I). Der durch
die Vorschriften des europÃ¤ischen Gemeinschaftsrechts begrÃ¼ndete
Versicherungsschutz erfÃ¼llt indessen die wesentlichen Merkmale eines
VersicherungsverhÃ¤ltnisses iS des deutschen Rechts (vgl Senat, BSGE 84, 98, 101
= SozR aaO). Dies gilt sowohl aus der Sicht des Berechtigten, der auf Grund der
Bestimmungen der EWGV 1408/71 in allen Mitgliedstaaten der EU
Krankenversicherungsschutz genieÃ�t und von dessen Rente (und anderen
deutschen VersorgungsbezÃ¼gen) BeitrÃ¤ge einbehalten werden, als auch mit
Blick auf die Beziehung der KlÃ¤gerin zu der Beklagten als dem in Deutschland
zustÃ¤ndigen VersicherungstrÃ¤ger. FÃ¼r ein VersicherungsverhÃ¤ltnis zur
deutschen zustÃ¤ndigen Krankenkasse liegt â�� wie der Senat bereits frÃ¼her
angefÃ¼hrt hat (vgl BSGE 84, 98, 102 ff = SozR aaO) â�� die Wurzel des
Versicherungsschutzes unter WÃ¼rdigung von Art 28 Abs 1 EWGV 1408/71 im
deutschen Recht. Der KlÃ¤gerin wird nach dem Gemeinschaftsrecht ausdrÃ¼cklich
nur deshalb Versicherungsschutz gewÃ¤hrleistet, weil sie Anspruch auf Leistungen
hÃ¤tte, wenn sie in Deutschland wohnte (vgl Art 28 Abs 1 Satz 1 EWGV 1408/71 â��
Wohnsitzfiktion). Zudem trifft das finanzielle Risiko des VersicherungsverhÃ¤ltnisses
mit der KlÃ¤gerin im Wesentlichen die Beklagte sowohl fÃ¼r Geld- als auch fÃ¼r
Sachleistungen. Da die Beklagte fÃ¼r die Ausgaben aufkommen muss, dÃ¼rfen ihr
auch KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge zugewiesen werden (vgl Art 33 EWGV
1408/71). Auch wenn ein Junktim zwischen Kostenlast und BeitrÃ¤gen iS der
deutschen Konzeption eines VersicherungsverhÃ¤ltnisses gemeinschaftsrechtlich in
dieser Vorschrift nicht begrÃ¼ndet wird, wird darin aber unterstellt, dass es
nationale Rechtsordnungen gibt, die ein solches Junktim kennen. Bedenken gegen
das Auslegungsergebnis sind dem Gemeinschaftsrecht nicht zu entnehmen. Das in
Art 33 EWGV 1408/71 unterstellte Junktim zwischen Versicherungslast und
Beitragsrecht kann sich nur dann in allen Mitgliedstaaten praktisch durchsetzen,
wenn es durch Verlegungen des Wohnsitzes innerhalb der EU nicht berÃ¼hrt wird.
Bleibt die Versicherungslast auf Grund der Wohnsitzfiktion im Leistungsrecht nach
Art 28 Abs 1 Satz 1 EWGV 1408/71 und der darauf beruhenden Erstattungsregelung
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des Art 95 EWGV 574/72 im Heimatstaat (= Rentenbezugsstaat), darf sich auch das
Beitragsrecht durch die Wohnsitzverlegung nicht Ã¤ndern. HÃ¤ngt die
Beitragserhebung nach dem jeweiligen nationalen Recht von einem inlÃ¤ndischen
Wohnsitz ab, muss die fÃ¼r das Leistungsrecht gemeinschaftsrechtlich
ausgesprochene Wohnsitzfiktion auch fÃ¼r das Beitragsrecht gelten, wie es auf die
Situation in Deutschland zutrifft. Die Berechtigung zum Einbehalt von
KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen von der Rentenzahlung und zur Beitragserhebung
auf sonstige VersorgungsbezÃ¼ge setzt nach deutschem Recht das Bestehen eines
PflichtversicherungsverhÃ¤ltnisses voraus (vgl Â§ 226 Abs 1 Satz 1 Nr 3, Â§ 229 Abs
1 Satz 1, Â§ 255 Abs 1, Â§ 256 Abs 1 SGB V), das wiederum an Â§ 3 Nr 2 SGB IV
scheitern wÃ¼rde, nÃ¤hme man die Vorschriften der EWGV 1408/71 nicht in den
Blick. Die Beklagte wertet diese denn auch insgesamt fÃ¼r das deutsche
Beitragsrecht zutreffend in dem Sinne, dass zwischen ihr und der KlÃ¤gerin ein
VersicherungsverhÃ¤ltnis besteht. Hinsichtlich der fÃ¼r Â§ 15 SGB V bedeutsamen
Versicherteneigenschaft kann der Status der KlÃ¤gerin aber dann kein anderer sein.

Dieses Ergebnis wird, wie der Senat (vgl BSGE 84, 98, 105 ff = SozR aaO) ebenfalls
ausgefÃ¼hrt hat, durch die Rechtsentwicklung im Bereich der KVdR und des Â§ 3 Nr
2 SGB IV bestÃ¤tigt: Der leistungsrechtliche Einschlag des von der
Rentenversicherung zu tragenden KVdR-Beitrags war Grund fÃ¼r die vor
Inkrafttreten des Â§ 3 Nr 2 SGB V zum 1. Juli 1977 einhellige Auffassung, die
Beitragspflicht fÃ¼r Rentner mit Wohnsitz im Ausland hÃ¤nge auÃ�er vom
Rentenbezug lediglich davon ab, ob dem Rentner von einer inlÃ¤ndischen
Krankenkasse unmittelbar oder mittelbar auf dem Wege der Aushilfe durch eine
auslÃ¤ndische Kasse Leistungen zu gewÃ¤hren seien. Da auch die Beitragspflicht
der Rentenversicherung zu Gunsten von Auslandsrentnern mit
LeistungsansprÃ¼chen auf Kosten einer deutschen gesetzlichen Krankenkasse aber
ein wesentliches Argument dafÃ¼r war, dass das BSG einen
rentenversicherungsrechtlichen Anspruch auf Beitragszuschuss zu Gunsten der
privat oder freiwillig versicherten Rentner im Ausland bejaht hat und da der Schluss
zumindest nahe gelegen hat, ohne eigens getroffene Regelungen sei der
krankenversicherungsrechtliche Status von Beziehern einer deutschen Rente im
Ausland wie derjenige von den Inlandsrentnern zu beurteilen (vgl Urteile des 3.
Senats des BSG vom 23. August 1967 in BSGE 27, 129 = SozR Nr 15 zu Â§ 381 RVO
mwN und vom 28. August 1970, BSGE 31, 288 = SozR Nr 24 zu Â§ 381 RVO),
konnte sich im Lichte dieser ErwÃ¤gungen die Kodifikation des
sozialversicherungsrechtlichen TerritorialitÃ¤tsprinzips in Â§ 3 SGB IV zum 1. Juli
1977 auf die Krankenversicherung von Auslandsrentnern nicht auswirken (vgl
insgesamt Senat, BSGE 84, 98, 105 f = SozR aaO).

c) Die neuere Rechtsentwicklung seit 1999 bietet entgegen der Auffassung der
Revision keinen Anlass, hiervon abzuweichen. Insbesondere geht ihre Ansicht fehl,
die Rechtsprechung des Senats habe nur Bedeutung fÃ¼r den Bereich von
Leistungen wie Zahnersatz, die nicht in allen Mitgliedstaaten gleichermaÃ�en vom
Leistungsrahmen mitumfasst sind. Zwar gilt nach der Rechtsprechung des EuGH
(Urteil vom 3. Juli 2003, Rs C-156/01, EuGHE 2003 I-7045 = SozR 4-6050 Art 22 Nr 1
â�� van der Duin/van Wegberg-van Brederode) Art 22 Abs 1 Buchst c Ziffer i EWGV
1408/71 auch fÃ¼r einen Rentner, der in einem anderen als dem zur Zahlung der
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Rente verpflichteten Mitgliedstaat wohnt und der daher nach seiner Eintragung
beim TrÃ¤ger des Wohnorts den in Art 28 EWGV 1408/71 vorgesehenen Anspruch
hat, wenn er sich zur Ã¤rztlichen Behandlung in den Staat der Rentenzahlung
begeben will. Art 28 EWGV 1408/71 enthÃ¤lt nÃ¤mlich eine Kollisionsnorm, anhand
deren fÃ¼r Rentner, die in einem anderen als dem zur Zahlung der Rente
verpflichteten Mitgliedstaat wohnen, bestimmt werden kann, welcher TrÃ¤ger die
darin angegebenen Leistungen zu erbringen hat und welche Rechtsvorschriften
anwendbar sind (vgl EuGH Urteil vom 3. Juli 2003, aaO, RdNr 39 und EuGH, Urteil
vom 10. Januar 1980, Rs 69/79, EuGHE 1980, 75 ff, RdNr 12 = SozR 6050 Art 19 Nr
2 â�� Jordens/Vosters). Sobald ein Rentner und seine FamilienangehÃ¶rigen die
durch Art 28 EWGV 1408/71 begrÃ¼ndete Rechtsstellung erworben haben, indem
sie sich, wie in Art 29 EWGV 574/72 vorgesehen, beim TrÃ¤ger des Wohnorts haben
eintragen lassen, hat dieser Rentner nach dem Wortlaut des Art 28 EWGV 1408/71
fÃ¼r sich und seine FamilienangehÃ¶rigen Anspruch auf GewÃ¤hrung von
Sachleistungen in der Weise, als ob er nach den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats, in dessen Gebiet er wohnt, zum Bezug einer Rente berechtigt wÃ¤re
und Anspruch auf Sachleistungen hÃ¤tte (vgl EuGH, Urteil vom 3. Juli 2003, aaO,
RdNr 40). AusdrÃ¼cklich hebt der EuGH aber hervor, dass diesen Sozialversicherten
in einem solchen Fall gleichwohl nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats,
der zur Zahlung der Rente verpflichtet ist, zusÃ¤tzliche soziale Leistungen gewÃ¤hrt
werden kÃ¶nnen (vgl ebenda, RdNr 41). Dabei geht es um eine bloÃ�e Befugnis
dieses Mitgliedstaats, die fÃ¼r die Versicherten keinen Anspruch aus der EWGV
1408/71 begrÃ¼ndet (vgl ebenda und Urteil Jordens/Vosters, aaO, RdNr 11 bis 13;
vgl hierzu auch U. Becker, ZESAR 2003, 421, 423; Schuler in: Fuchs, Kommentar
zum EuropÃ¤ischen Sozialrecht, 3. Aufl 2002, Art 28 EWGV 1408/71 RdNr 9;
Windisch-Graetz, EuropÃ¤isches Krankenversicherungsrecht, Wien, 2003, S 216).
Um solche zusÃ¤tzlichen sozialen Leistungen handelt es sich, wenn das deutsche
Sozialversicherungsrecht den durch das Gemeinschaftsrecht vorgegebenen
Tatbestand dahingehend bewertet, dass nach deutschem Sozialversicherungsrecht
sowohl in leistungs- als auch in beitragsrechtlichem Sinne ein
VersicherungsverhÃ¤ltnis begrÃ¼ndet wird mit der Folge, dass Berechtigte bei
vorÃ¼bergehendem Aufenthalt in Deutschland den vollen Sachleistungsanspruch
gegenÃ¼ber ihrem nach deutschem Recht zustÃ¤ndigen VersicherungstrÃ¤ger
haben. Insoweit handelt es sich gerade um Leistungen, die Ã¼ber das hinausgehen,
was das Gemeinschaftsrecht gewÃ¤hrt, mithin um zusÃ¤tzliche soziale Leistungen.

d) Dem kann die Beklagte nicht mit Erfolg entgegenhalten, es komme
notwendigerweise zu einer Doppelbelastung der deutschen Krankenversicherung.
Allerdings hat die Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 3. Juli 2003, aaO, RdNr 44
f) zutreffend darauf hingewiesen, dass entsprechend Art 95 EWGV 574/72 der
zustÃ¤ndige TrÃ¤ger des gemÃ¤Ã� Art 28 EWGV 1408/71 zur Zahlung der Rente
verpflichteten Staates dem TrÃ¤ger des Wohnorts grundsÃ¤tzlich den Betrag der
gewÃ¤hrten Leistung mittels eines Pauschbetrags erstattet, durch den sÃ¤mtliche
den betreffenden Personen zu gewÃ¤hrende Sachleistungen abgedeckt werden
sollen. Bei der Berechnung dieses Pauschbetrags werden die fÃ¼r einen Rentner
des Wohnmitgliedstaates aufgewandten jÃ¤hrlichen Durchschnittskosten zu Grunde
gelegt, sodass der Betrag auch die Kosten fÃ¼r etwaige Behandlungen in einem
anderen Mitgliedstaat als dem des Wohnorts umfasst. WÃ¼rde man auf dieser
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Grundlage einem Sozialversicherten, der den in Art 28 EWGV 1408/71
vorgesehenen Anspruch hat, gestatten, sich nach GutdÃ¼nken zur
Krankenbehandlung in den Mitgliedstaat, der zur Zahlung der Rente verpflichtet ist,
zu begeben, um sich dort vom zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger dieses Staates die nach
dortigem Recht vorgesehenen Leistungen gewÃ¤hren zu lassen, so hÃ¤tte dies (die
unter dem Blickwinkel des sekundÃ¤ren Gemeinschaftsrechts nicht gewollte) Folge,
dass dieser Mitgliedstaat die von ihm bereits mittels des an den Mitgliedstaat des
Wohnorts gezahlten Pauschbetrags finanzierten Behandlungskosten ein zweites Mal
Ã¼bernÃ¤hme (EuGH, Urteil vom 3. Juli 2003, aaO, RdNr 45).

Die ErwÃ¤gungen des Senats in seinem Urteil vom 16. Juni 1999 (BSGE 84, 98 ff,
insbesondere 107 = SozR aaO) widersprechen dieser Rechtsprechung des EuGH
(Urteil vom 3. Juli 2003, aaO) indessen nicht. Die gemeinschaftsrechtlichen
Erstattungsregeln sind nÃ¤mlich dispositives Recht. Art 36 Abs 3 EWGV 1408/71
ermÃ¤chtigt die Mitgliedstaaten, ein anderes Erstattungsverfahren zu vereinbaren
oder auf Erstattung ganz zu verzichten. Werden durch die Auslegung des
gemeinschaftsrechtlich geprÃ¤gten nationalen Leistungsrechts besondere
Belastungen begrÃ¼ndet, denen der vorgesehene Lastenausgleich nicht gerecht
wird, ist es infolgedessen Sache der betroffenen Mitgliedstaaten, durch
Vereinbarungen das Erstattungsrecht dem Leistungsrecht anzupassen; soweit dies
mÃ¶glich ist, besteht kein Anlass, bei der Auslegung von Leistungsvorschriften auf
die Erstattungsvorschriften RÃ¼cksicht zu nehmen (vgl Senat, BSGE 84, 98, 107 =
SozR aaO). Wird statt der Pauschale zB Einzelerstattung oder eine modifizierte
Pauschale vereinbart, vermag dies eine denkbare Doppelbelastung deutscher
KrankenversicherungstrÃ¤ger zu beseitigen.

e) FÃ¼r die Richtigkeit dieses Ergebnisses spricht auch die Regelung in der
Verordnung (EG) Nr 883/2004 des EuropÃ¤ischen Parlaments und des Rates zur
Koordinierung der Systeme der Sozialen Sicherheit vom 29. April 2004 ((EGV
883/2004), ABl Nr L 166/1 vom 30. 4. 2004, ber Fassung in ABl Nr L 200/1 vom 7. 6.
2004), die zwar bereits in Kraft getreten ist, aber erst ab dem Tag des Inkrafttretens
der (die EWGV 574/72 ersetzenden) DurchfÃ¼hrungsverordnung gilt (Art 91 Satz 2
EGV 883/2004). Art 24 EGV 883/2004 schreibt den Grundsatz des Art 28 EWGV
1408/71 fort, wonach eine Person, die eine Rente oder Renten nach den
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten erhÃ¤lt und
die keinen Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften des
Wohnmitgliedstaats hat, dennoch Sachleistungen fÃ¼r sich selbst (und ihre
FamilienangehÃ¶rigen) erhÃ¤lt, sofern nach den Rechtsvorschriften des fÃ¼r die
Zahlung ihrer Rente zustÃ¤ndigen Mitgliedstaats oder zumindest eines der fÃ¼r die
Zahlung ihrer Rente zustÃ¤ndigen Mitgliedstaaten Anspruch auf Sachleistungen
bestÃ¼nde, wenn sie in diesem Mitgliedstaat wohnte. Diese Sachleistungen werden
vom TrÃ¤ger des Wohnorts fÃ¼r Rechnung des in Art 24 Abs 2 EGV 883/2004
genannten TrÃ¤gers erbracht, als ob die betreffende Person Anspruch auf Rente
und Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats hÃ¤tte. In
FortfÃ¼hrung der Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 3. Juli 2003, aaO, RdNr 41
und 47 mwN) schafft Art 27 Abs 2 EGV 883/2004 ausdrÃ¼cklich die MÃ¶glichkeit,
Rentnern bei Aufenthalt in dem Rente gewÃ¤hrenden Mitgliedstaat einen
Sachleistungsanspruch unmittelbar gegen den dort zustÃ¤ndigen
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(Krankenversicherungs-)TrÃ¤ger einzurÃ¤umen. Nach Art 27 Abs 2 EGV 883/2004
gilt Art 18 Abs 1 EGV 883/2004 entsprechend fÃ¼r die in Art 27 Abs 1 EGV
883/2004 genannten Personen, wenn sie sich in dem Mitgliedstaat aufhalten, in
dem der zustÃ¤ndige TrÃ¤ger seinen Sitz hat, der die Kosten fÃ¼r die dem Rentner
in dessen Wohngebiet gewÃ¤hrten Sachleistungen zu tragen hat, und wenn dieser
Mitgliedstaat sich dafÃ¼r entschieden hat und â�� wie Deutschland â�� in Anhang
IV aufgefÃ¼hrt ist. Die in Art 27 Abs 1 EGV 883/2004 genannten Personen sind
solche, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten erhalten und Anspruch auf
Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften eines der ihre Rente(n) gewÃ¤hrenden
Mitgliedstaaten haben, oder ihre FamilienangehÃ¶rigen, wenn sie sich in einem
anderen Mitgliedstaat als ihrem Wohnmitgliedstaat aufhalten. Die entsprechende
Geltung von Art 18 Abs 1 EGV 883/2004 bedeutet, dass der Versicherte und seine
FamilienangehÃ¶rigen auch wÃ¤hrend des Aufenthalts in dem zustÃ¤ndigen
Mitgliedstaat Anspruch auf Sachleistungen haben. Die Sachleistungen erbringt der
zustÃ¤ndige TrÃ¤ger "fÃ¼r dessen Rechnung nach den fÃ¼r ihn geltenden
Rechtsvorschriften", als ob die betreffenden Personen in diesem Mitgliedstaat
wohnen wÃ¼rden. Damit soll es den einzelnen Mitgliedstaaten ermÃ¶glicht werden,
Regelungen zu treffen oder beizubehalten, die nach nationalem Recht bestimmen,
dass es beim Sachleistungsanspruch eines Rentners und seiner
FamilienangehÃ¶rigen gegen den zustÃ¤ndigen VersicherungstrÃ¤ger des
rentengewÃ¤hrenden Staates verbleibt, selbst wenn grundsÃ¤tzlich der
zustÃ¤ndige TrÃ¤ger des rentengewÃ¤hrenden Staates den TrÃ¤ger des
Wohnmitgliedstaates fÃ¼r dessen Sachleistungen an den Rentner oder seine
FamilienangehÃ¶rigen entschÃ¤digt.

f) Auch die seit dem 1. Januar 2004 geltenden Neuregelungen im deutschen
Krankenversicherungsrecht geben dem Senat keinen Anlass, zu einem anderen
Ergebnis zu gelangen. In Kenntnis der Rechtsprechung des BSG (BSGE 84, 98 ff =
SozR aaO) hat es der Gesetzgeber vielmehr trotz grundlegender Umgestaltung des
Leistungsrechts im Ã�brigen bei der bisherigen Regelung in den Â§Â§ 3 und 6 SGB
IV belassen. Die Berechtigung aller nach dem SGB Versicherten, in Umsetzung der
Rechtsprechung des EuGH Leistungserbringer in anderen Mitgliedstaaten der
EuropÃ¤ischen Gemeinschaft sowie in anderen Vertragsstaaten des Abkommens
Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum im Wege der Kostenerstattung in
Anspruch nehmen zu kÃ¶nnen (Â§ 13 Abs 4 SGB V idF des GKV-
Modernisierungsgesetzes (GMG) vom 14. November 2003, BGBl I 2190), hat den
Gesetzgeber nicht dazu bewogen, die LeistungsansprÃ¼che der Rentner zu
modifizieren, die unter BerÃ¼cksichtigung der og Regelungen in EWGV 1408/71
und EWGV 574/72 BeitrÃ¤ge an den deutschen TrÃ¤ger der KVdR zu entrichten
haben, aber auÃ�erhalb Deutschlands wohnen oder ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt
haben. Nach den Gesetzesmaterialien (vgl Entwurf eines Gesetzes zur
Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Modernisierungsgesetz
â�� GMG) vom 8. September 2003, BT-Drucks 15/1525, S 80) bleibt der
Leistungsanspruch "im Ã�brigen unverÃ¤ndert". Der Gesetzgeber hat sich speziell
in diesem Zusammenhang auch mit der Situation derjenigen Versicherten befasst,
fÃ¼r deren notwendige medizinische Versorgung die inlÃ¤ndischen Krankenkassen
an einen anderen Mitgliedstaat einen Pauschbetrag zahlen bzw auf Grund eines
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Erstattungsverzichts nichts zu bezahlen haben (sog Residenten; vgl ebenda, S 81).
Durch Â§ 13 Abs 4 Satz 1 2. Halbsatz SGB V idF des GMG ist (nur) ihr Recht auf
Kostenerstattung eingeschrÃ¤nkt worden, um ungerechtfertigte Doppelleistungen
der deutschen Krankenkassen in Form von Pauschalen nach EG-Recht und
zusÃ¤tzlichen Aufwendungen fÃ¼r Kostenerstattung zu vermeiden.

g) Die Entscheidung des 12. Senats des BSG vom 26. Januar 2005 (Urteil B 12 P
4/02 R, SozR 4-2400 Â§ 3 Nr 1) steht dem vorstehend gewonnenen Ergebnis nicht
entgegen. Sie betrifft die Feststellung der Pflichtmitgliedschaft in der
Pflegeversicherung fÃ¼r eine in Spanien lebende Spanierin, deren Renten sowohl
vom deutschen SozialversicherungstrÃ¤ger als auch daneben vom spanischen
SozialleistungstrÃ¤ger gezahlt wurden. Im hier zu entscheidenden Fall geht es
dagegen um die Feststellung des Rechts auf SachleistungsansprÃ¼che einer in
Spanien ansÃ¤ssigen KlÃ¤gerin bei Aufenthalten in Deutschland, die ausschlieÃ�lich
Rente von einem deutschen RentenversicherungstrÃ¤ger bezieht.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 06.09.2005

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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